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Vorwort

Wir leben in einer Welt der gegenseitigen Abhängigkeit, in
einer Welt, in der selbst der mächtigste Staat nicht alle
Probleme allein zu lösen vermag, denn die
Herausforderungen, die es zu meistern gilt, machen an der
Grenze nicht halt. Denken Sie an die radioaktiven
Niederschläge, an Fukushima, denken Sie an den
Terrorismus, an die Ebolafieber-Epidemie, die im Jahr 2014
Westafrika plagte, denken Sie an die Klimaerwärmung und
an die Migrationspolitik. Wir erleben tiefgreifende
Veränderungen auf weltweiter Ebene. Immer häufiger
wirken sich Faktoren oder Ereignisse ausserhalb unseres
unmittelbaren Einflussbereichs auf unsere Wirtschaft und
unser Alltagsleben aus. Infolgedessen gewinnt die
Aussenpolitik, d.  h. das Handeln eines Staats auf der
internationalen Bühne, zunehmend an Bedeutung. Denn
dort wird um die Bewältigung der globalen
Herausforderungen gerungen, dort zeigen sich die
Kräfteverhältnisse und die Fähigkeit eines Staats, seine
Interessen zu vertreten. Die gewählten Behörden eines
Landes treten internationalen Kompromissen bei und
gehen die Verpflichtung ein, diese daheim zu vertreten,
obwohl sie oftmals nur wenig zu ihrer Ausarbeitung
beigetragen haben. Die UN-Klimakonferenz in Paris oder
der UN-Migrationspakt zeigen, dass dies kein einfaches
Unterfangen ist. Eine solche Erkenntnis müsste eigentlich
die Position des Vorstehers oder der Vorsteherin des
Eidgenössischen Departements für auswärtige



Angelegenheiten stärken, was übrigens in den meisten
Ländern, wo die Aussenminister Macht haben, der Fall ist.

In der Schweiz vollzieht sich das Gegenteil: Angesichts der
Häufung der auf internationaler Ebene eingegangenen
Verpflichtungen hält jedes Departement den Aufbau einer
eigenen, sektorbezogenen Aussenpolitik für
erstrebenswert. Traditionell wurde das Eidgenössische
Departement für auswärtige Angelegenheiten häufig
Vertretern der Sozialdemokratischen Partei anvertraut,
denn der Vorsteher oder die Vorsteherin dieses
Departements sollte einen möglichst geringen Einfluss auf
die Innenpolitik ausüben, und infolgedessen besass die
Linke, die in der Regierung die Minderheit bildete, nur eine
eingeschränkte Macht. Wobei der Vorsteher oder die
Vorsteherin des Eidgenössischen Departements für
auswärtige Angelegenheiten selbst dann einen schweren
Stand hat, wenn er oder sie aus der traditionellen Rechten
kommt. Eine integrierte aussenpolitische Strategie, die
vom Eidgenössischen Departement für auswärtige
Angelegenheiten koordiniert wird, stiess und stösst noch
immer auf grosse Hindernisse.

Die «Kleine Geschichte des Rahmenabkommens» von Felix
E. Müller ist in diesem Zusammenhang aufschlussreich. Sie
enthüllt unsere Unzulänglichkeiten: Departemente, die
Sektor für Sektor im Alleingang regieren, anstatt mit
vereinten Kräften zu kämpfen. Die Schweiz ist in
zweifacher Hinsicht mit einem Führungsproblem
konfrontiert, einerseits, was die Machtverteilung betrifft,



und andererseits in Bezug auf die Fähigkeit, eine
tatsächliche Konkordanzdemokratie zu pflegen.

Im Hinblick auf die Machtverteilung unter den Mitgliedern
des Bundesrats habe ich bereits 2005 die Idee eines
Rahmenabkommens vertreten, und zwar aus folgendem
Grund: Ein Rahmenabkommen würde die Möglichkeit
bieten, die Positionen der Schweiz unter der Regie des
Eidgenössischen Departements für auswärtige
Angelegenheiten (EDA) zu koordinieren und zugleich den
Einfluss des EDA und seines Vorstehers oder seiner
Vorsteherin innerhalb des Gesamtbundesrates zu stärken,
was die Kohärenz der schweizerischen Europapolitik
gewährleisten und folglich ihren Ergebnissen mehr
Effizienz sichern würde. Immerhin erntete ich bei meinen
Kollegen verhaltenen Beifall.

Heute erleben die Europäer, wie sich unsere verschiedenen
Vertreter in Brüssel die Klinke in die Hand geben, der eine,
um seine finanziellen oder wirtschaftlichen Interessen zu
verteidigen, der andere, um sich mit Migrationsfragen
auseinanderzusetzen, der nächste, um politische Fragen zu
erörtern. Sie erleben, dass der Bundespräsident oder die
Bundespräsidentin jedes Jahr wechselt, dass den Worten
des Aussenministers oder der Aussenministerin in Bern
widersprochen wird, dass das geduldig ausgehandelte
Abkommen abgelehnt wird. Zumindest eine interne
Verständigung und die Bemühung um einen Konsens vor
Aufnahme der Verhandlung täten not. Doch dies setzt die
Bereitschaft voraus, sich wenigstens einer Koordination



unterzuordnen. Im Jahr 2011 wurde das Integrationsbüro,
das bis dahin vom Eidgenössischen Departement für
Wirtschaft und vom Eidgenössischen Departement für
auswärtige Angelegenheiten gemeinsam geleitet wurde,
vollständig Letzterem angegliedert und mit einer neuen
Bezeichnung ausgestattet: Direktion für europäische
Angelegenheiten. Das ist zwar ein erster Schritt, aber es
reicht nicht.

Im Hinblick auf die Fähigkeit des Systems, eine
tatsächliche Konkordanzdemokratie zu pflegen, muss
festgestellt werden, dass der Gesamtbundesrat gespalten
ist und sich mit Entscheidungen schwertut. Die
Europäische Union (EU) drängt die Schweiz zum Abschluss
eines sogenannten institutionellen Abkommens mit ihr. Sie
will nicht, dass die Schweiz das EU-Recht anders anwendet
als ihre Mitgliedstaaten, die sich an der Rechtsprechung
des Europäischen Gerichtshofs (EUGH) orientieren
müssen. Der Preis der Zustimmung zu einem solchen
Abkommen erhitzt die Gemüter. Die Schweiz begrüsst
Lösungen, die ihr bei gleichzeitiger Wahrung ihrer
Souveränität und des einwandfreien Funktionierens ihrer
Institutionen einen Marktzugang sichern würden, die ihre
wirtschaftlichen Interessen berücksichtigen und im Bereich
des Möglichen ihre komparativen Vorteile aufrechterhalten
würden. All das ist nicht selbstverständlich, und sollten wir
künftig keine tragbare Lösung finden, kommt ein
gewaltiges Dilemma auf uns zu. Wir sollten uns
entscheiden, einem von beiden den Vorrang einzuräumen:
entweder dem Marktzugang oder der kompromisslosen



Achtung unserer Institutionen. Wir sollten zwischen
unseren wirtschaftlichen und politischen Interessen
trennen.

Es stellt sich also die Frage, ob dieses Vorhaben angesichts
der unterschiedlichen Ansätze nicht zum Scheitern
verurteilt ist.

Die Konkordanzdemokratie, auf die wir so stolz sind, ist im
Bereich Aussenpolitik, genauer gesagt Europapolitik, nichts
als Fassade. Es wäre höchste Zeit, sie nicht länger als
Modell der Machtverteilung unter den Mitgliedern des
Bundesrats aufzufassen, sondern als Konzept für die
Gesamtpolitik und die Positionierung der Schweiz als Land
zu begreifen. Was die Beziehungen zur EU betrifft, stellt
die notwendige Anpassung unserer Konkordanzdemokratie
keine bloss zweitrangige Aufgabe dar, sondern vielmehr
eine ganz zentrale Herausforderung, die auf die
Entwicklung der Schweiz enormen Einfluss hat. Und das
Fehlen einer politischen Leitlinie ist in dieser Hinsicht
mehr als besorgniserregend.

In diesem Stadium drängen sich zwei Schlussfolgerungen
auf:

1.

Die bilateralen Mechanismen nehmen zu und werden
immer ausgefeilter.

Die Integration des Besitzstands der EU durch die Schweiz
vollzieht sich im Vergleich mit den Mitgliedsländern des



Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) zusammenhanglos
und bruchstückhaft, denn die Beziehung zur Schweiz
beruht lediglich auf einer Ad-hoc-Grundlage, die sich in
Sektoren aufgliedert. Zwar bewundern unter unseren
europäischen Ansprechpartnern manche unsere
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Erfolge, doch
gleichzeitig äussern sie Bedenken: Der bilaterale
Mechanismus würde die Homogenität, die das
einwandfreie Funktionieren des europäischen
Binnenmarkts erfordert, nicht mehr gewährleisten. Sie
haben den Eindruck, dass wir von bestimmten Aspekten
des Binnenmarkts profitieren wollen, ohne uns seinen
Regeln zu unterwerfen, dass wir uns nur die Rosinen aus
dem Kuchen picken wollen, ohne Solidarität zu üben. Sie
gehen davon aus, dass die mit der Schweiz geschlossenen
Abkommen angesichts der Unverhältnismässigkeit
zwischen den Chancen eines Markts mit 500  Millionen
Verbrauchern einerseits und eines Markts mit knapp
achteinhalb Millionen Einwohnern andererseits eine
Schieflage aufweisen.

Infolgedessen will die EU verhindern, dass die Schweiz alle
Vorteile eines Beitritts geniesst, ohne die dazugehörenden
Pflichten erfüllen zu müssen. Sie vertritt die Ansicht, dass
die Unternehmen aus Drittländern, die an ihrem
Binnenmarkt teilhaben möchten, zu jedem Zeitpunkt
denselben Rechtsnormen unterliegen und an deren
Einhaltung gebunden sein müssen. Wenn strengere
Richtlinien eingeführt werden, müssen diese folglich
ebenso für jene gelten, die über einen freien Marktzugang


